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EDITORIAL 2/2022 

Aufgrund des Ukraine-Kriegs sind erneut weltweit wirtschaftliche Verwerfungen entstanden. Vor diesem 

Hintergrund informieren wir Sie in der aktuellen KlientenINFO über die geplanten Maßnahmen der Ener-

giekosten-Entlastung, wobei diese auskunftsgemäß erst den Anfang von zukünftig weiteren Entlastungs-

maßnahmen darstellen.  

Wie in jedem Frühjahr stehen viele Arbeitnehmer vor der Aufgabe, ihre Arbeitnehmerveranlagung 2021 

einzureichen. Wir geben Ihnen diesbezüglich hilfreiche Tipps, unter anderem rund um das Pendler- und 

Homeoffice-Pauschale.  

Interessante Themen unter dem Beitrag „Splitter“ sowie aktuelle höchstgerichtliche Entscheidungen und 

eine Terminübersicht runden diese Ausgabe ab. 
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1. MASSNAHMEN ZUR ABFEDERUNG DER HOHEN ENERGIEKOSTEN  

Um die derzeit hohen Energiepreise abzufedern, hat die Bundesregierung im Rahmen von Gesetzesinitia-

tiven zur Energiekostenentlastung einige Maßnahmen zur Entlastung vorgestellt. Der Gesetzesentwurf 

liegt zur parlamentarischen Behandlung vor, die finale Gesetzwerdung – voraussichtlich im Mai 2022 – 

bleibt abzuwarten. Über etwaige Änderungen und die finale Gesetzwerdung werden wir Sie im Rahmen 

der nächsten Ausgabe informieren. 

 

1.1 Erhöhung des Pendlerpauschales um 50% und Vervierfachung des Pendlereuros 

Aufgrund der Erhöhung der Treibstoffkosten soll das Pendlerpauschale für die Kalendermonate Mai 

2022 bis Juni 2023 befristet um 50% erhöht werden.  

 

  kleines Pendlerpauschale großes Pendlerpauschale 

Entfer-
nung 

NEU  BISHER  
 Erhö-
hung  

NEU  BISHER  
 Erhö-
hung  

 jährlich 
 monat-

lich  
 jährlich  

 monat-
lich  

 monat-
lich  

 jährlich  
 monat-

lich  
 jährlich  

 monat-
lich  

 monat-
lich  

2 km - 
20 km 

0 0 0 0   558,00  46,50  372,00   31,00   15,50  

20 km – 
40 km 

1.044,00 87,00    696,00     58,00  29,00  2.214,00   184,50  1.476,00    123,00   61,50  
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40 km – 
60 km 

2.034,00  169,50  1.356,00   113,00   56,50  3.852,00   321,00  2.568,00   214,00   107,00  

über 60 
km 

3.024,00 252,00  2.016,00   168,00  84,00  5.508,00   459,00  3.672,00    306,00   153,00  

 

 

Der Pendlereuro soll für diesen Zeitraum vervierfacht werden (auf € 0,67 /Monat/km). Für Steuerpflich-

tige, die keine Steuer zahlen, soll der in diesem Zeitraum zu erstattende Betrag (SV-Rückerstattung, SV-

Bonus) um insgesamt € 100 erhöht werden aufgeteilt auf 2022 mit € 60 und 2023 mit € 40.  

 

Um die Entlastung möglichst früh wirksam werden zu lassen, sollen Arbeitgeber verpflichtet werden, die 

höheren Werte so bald wie möglich, jedoch spätestens bis 31. August 2022 mittels Aufrollung zu berück-

sichtigen, damit diese in den jeweiligen Lohnzahlungszeiträumen steuermindernd wirken. 

 

1.2 Welche weiteren Maßnahmen zur Energiekostenentlastung sind geplant bzw beschlossen? 

• Senkung der Erdgasabgabe und Elektrizitätsabgabe um rund 90% zwischen 1.5.2022 und 30.6.2023 

• Temporäre Agrardieselvergütung bis Juni 2023 

• Anhebung der Vorausvergütung von Energieabgaben für 2022 und 2023 von 5% auf bis zu 25% der 

Vorjahres-Vergütungssumme 

• Energiekostenausgleich in Höhe von einmalig € 150 für jeden Haushalt, sofern die Einkünfte bei 

einem Einpersonenhaushalt € 55.000 und bei einem Mehrpersonenhaushalt € 110.000 nicht über-

steigen 

 

1.3 Eine Herabsetzung der Einkommen-/Körperschaftsteuer-Vorauszahlung aufgrund hoher 
Energiekostenbelastung ist ab sofort möglich 

Das BMF hat in einem Informationsschreiben vom 1.4.2022 vor dem Hintergrund der hohen Energiekos-

tenbelastung eine einheitliche verwaltungsökonomische Vorgangsweise für die Herabsetzung der Steuer-

vorauszahlungen für das Jahr 2022 festgelegt. Voraussetzung für die Herabsetzung der Steuervorauszah-

lungen ist in allen Fällen, dass der Steuerpflichtige glaubhaft machen kann, dass er konkret vom Energie-

kostenanstieg wirtschaftlich erheblich betroffen ist. In den beiden nachstehenden Fällen wird vom Vorliegen 

dieser Voraussetzung ausgegangen: 

• Für das Kalenderjahr 2021 oder das im Jahr 2022 endende abweichende Wirtschaftsjahr besteht 

Anspruch auf Energieabgabenvergütung iSd § 2 Abs 2 Z 1 Energieabgabenvergütungsgesetz. 

• Es wird glaubhaft gemacht, dass es sich um einen Betrieb handelt, bei dem der Anteil der Energie-

kosten an den Gesamtkosten mehr als 3% beträgt (Berechnung analog zur Härtefallregelung gemäß 

§ 27 NEHG 2022, basierend auf Vorjahreswerten). Die Gesamtkosten können vereinfacht ermittelt 

werden, indem vom Umsatz der Gewinn abgezogen wird (bzw im Verlustfall der Umsatz um den 

Verlust erhöht wird). 

Liegt eine dieser beiden Voraussetzungen vor, können die Vorauszahlungen für 2022 auf 50% des bisher 

festgesetzten Betrages herabgesetzt werden. Die Möglichkeit, die Vorauszahlungen in Einzelfällen noch 

niedriger oder mit Null festzusetzen, bleibt davon unberührt. Die Antragstellung kann wie bisher über Fi-

nanzOnline erfolgen. 

 

 

2. WEITERE UPDATES AUS DEM ERTRAGSTEUERRECHT 

2.1 Steuerneutralität des Tausches von Kryptoassets gilt auch für im Betriebsvermögen gehal-

tene Kryptoassets 

Der Fachsenat für Steuerrecht der KSW hat iZm den neuen Bestimmungen zur Besteuerung von Kryptoas-

sets das BMF um Klarstellung gebeten, ob die Regelung der Nichtbesteuerung des Tausches von Kryp-
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towährungen in andere Kryptowährungen auch für im Betriebsvermögen gehaltene Kryptowährungen an-

zuwenden ist. Jüngst hat das BMF bestätigt, dass die steuerliche Unbeachtlichkeit des Tausches von Kryp-

towährungen gegen Kryptowährungen auch im betrieblichen Bereich zur Anwendung kommt. 

 

2.2 Klarstellungen zur steuerfreien Mitarbeiterbeteiligung 

Zur steuerfreien Mitarbeitergewinnbeteiligung haben wir schon in der letzten KlientenINFO berichtet. In der 

Zwischenzeit gab es in einer BMF-Info weitere Klarstellungen und Antworten auf Zweifelsfragen. Die wich-

tigsten Aussagen haben wir nachstehend im Überblick dargestellt: 

 

• Begriff „Gewinnbeteiligung“: Darunter wird die Beteiligung der Arbeitnehmer am unternehmens-

rechtlichen Ergebnis vor Zinsen und Steuern (EBIT) der im letzten Kalenderjahr endenden Wirt-

schaftsjahre verstanden. Die Mitarbeitergewinnbeteiligung ist daher vergangenheitsbezogen als Be-

teiligung am Vorjahresergebnis zu verstehen, zu welchem die Mitarbeiter beigetragen haben. 

• Ausmaß der steuerfreien Gewinnbeteiligung je Mitarbeiter: Die steuerfreie Mitarbeitergewinnbe-

teiligung beträgt pro Arbeitnehmer jährlich maximal bis zu € 3.000 (Freibetrag, keine Freigrenze), 

diese ist in das Lohnkonto aufzunehmen und am Jahreslohnzettel (L16) auszuweisen. Darüber hin-

aus ist auch eine unternehmensbezogene Deckelung vorgesehen. Wenn die Summe der jährlich 

gewährten Gewinnbeteiligungen das unternehmensrechtliche Ergebnis vor Zinsen und Steuern (E-

BIT) der im letzten Kalenderjahr endenden Wirtschaftsjahre übersteigt, besteht insoweit keine Steu-

erfreiheit. Gehört das Unternehmen des Arbeitgebers zu einem Konzern, kann alternativ bei sämt-

lichen Unternehmen des Konzerns auf das EBIT des Konzerns abgestellt werden.  

• Die Begünstigungsgrenze in Höhe von € 3.000 bezieht sich auf den Bruttobetrag der Mitarbei-

tergewinnbeteiligung, d.h. auf die Gewinnbeteiligung vor Abzug der Dienstnehmeranteile zur So-

zialversicherung.  

• Die Gewinnbeteiligung muss von einem Arbeitgeber iSd § 47 Abs 1 EStG gewährt werden. Keine 

steuerfreie Gewinnbeteiligung liegt daher vor, wenn die Prämie als Entgelt von dritter Seite, zB von 

der Konzernmutter, an die Arbeitnehmer gewährt wird. 

• Die Höhe der Gewinnbeteiligung kann auch von leistungsbezogenen Kriterien (zB Umsatz, Erlös, 

Deckungsbeitrag) abhängig sein. 

• Das Ausmaß der Arbeitszeit (Vollzeit oder Teilzeit) hat auf die maximale Höhe der steuerfreien 

Gewinnbeteiligung keine Auswirkung. 

• Die steuerfreie Gewinnbeteiligung erhöht nicht das Jahressechstel und wird auch nicht auf das 

Jahressechstel angerechnet.  

• Unter aktiven Arbeitnehmern werden Personen verstanden, welche sich in einem aufrechten 

Dienstverhältnis befinden. Dies gilt auch dann, wenn für eine gewisse Zeit kein Entgeltanspruch 

gegenüber dem Arbeitgeber besteht (zB Elternkarenz). Kein aktives Dienstverhältnis besteht, 

wenn dieses in jenem Wirtschaftsjahr, welches Basis für die Gewinnbeteiligung ist (=vorangegange-

nes Wirtschaftsjahr), arbeitsrechtlich beendet ist. 

• Dienstnehmeranteile zur Sozialversicherung, welche auf die steuerfreie Gewinnbeteiligung ent-

fallen, dürfen von der Bemessungsgrundlage für die Lohnsteuer nicht abgezogen werden. Im Lohn-

zettel (L16 ab 2022) wird dies in der Vorkolonne zur Kennzahl 243 und in der Kennzahl 226 entspre-

chend berücksichtigt. 

 
 

3. ARBEITNEHMERVERANLAGUNG 2021 

Lohnsteuerpflichtige Einkünfte werden grundsätzlich nachträglich veranlagt. Die Veranlagung erfolgt ent-

weder freiwillig (Antragsveranlagung) oder zwingend (Pflichtveranlagung).  
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3.1 STEUERERKLÄRUNGSPFLICHT 

Selbst wenn Sie als Dienstnehmer nur lohnsteuerpflichtige Einkünfte erzielen, kann es dazu kommen, dass 

Sie eine Einkommensteuererklärung (Formular E1) abgeben müssen. Dies ist unter anderem dann der 

Fall, wenn das 

• Jahreseinkommen mehr als € 12.000 beträgt und 

• Nebeneinkünfte von mehr als € 730 erzielt wurden oder 

• gleichzeitig zwei oder mehrere Gehälter und/oder Pensionen bezogen wurden, die beim Lohn-

steuerabzug nicht gemeinsam versteuert wurden oder, 

• Absetzbeträge zu Unrecht in Anspruch genommen wurden oder 

• NEU: ein Homeoffice-Pauschale von mehreren Arbeitgebern in einer insgesamt nicht zustehenden 

Höhe steuerfrei belassen wurde. 

• Darüber hinaus ist eine Einkommensteuererklärung abzugeben, wenn Kapitaleinkünfte oder Ein-

künfte aus privaten Grundstücksverkäufen erzielt wurden ohne Abfuhr der entsprechenden KESt 

bzw ImmoESt. 

Sollten Sie nicht steuerlich vertreten sein, gilt als Frist für die Einreichung in Papierform der 30.4.2022 oder 
der 30.6.2022 via FinanzOnline.  
 

3.2 VERANLAGUNG ÜBER AUFFORDERUNG DES FINANZAMTS 

Dies ist dann der Fall (spätestens bis Ende August 2022), wenn Sie im Jahr 2021 Bezüge aus einer ge-

setzlichen Kranken- oder Unfallversicherung, Rehabilitationsgeld, Wiedereingliederungsgeld, Entschä-

digungen für Truppenübungen, Insolvenz-Ausfallsgeld, bestimmte Bezüge aus der Bauarbeiter-Ur-

laubs- und Abfertigungskasse oder Bezüge aus Dienstleistungsschecks bezogen oder eine beantragte 

Rückzahlung von Sozialversicherungsbeiträgen erhalten haben oder bei der Berechnung der laufenden 

Lohnsteuer 2021 ein Freibetragsbescheid steuermindernd berücksichtigt wurde.  

 

3.3 ANTRAGSVERANLAGUNG 

Wenn Sie ein Gehalt (oder eine Pension) beziehen, dann haben Sie grundsätzlich fünf Jahre Zeit (für 

2021 also bis 2026, in 2022 letztmalig für 2017), einen Antrag auf Arbeitnehmerveranlagung zu stellen 

und Geld vom Finanzamt zurückzuholen. Den Antrag können Sie völlig risikofrei stellen. Denn sollte wider 

Erwarten statt der erhofften Gutschrift eine Nachzahlung herauskommen, kann der Antrag binnen eines 

Monats ab Zustellung des Bescheids mittels Beschwerde zurückgezogen werden. 

 

Folgende gute Gründe sprechen für eine Antragsveranlagung: 

• Schwankende Bezüge oder Verdienstunterbrechung (wie zB Covid-19-Kurzarbeit, Veränderungen 

bei Teilzeitbeschäftigung, unterjähriger Wiedereinstieg nach Karenz) führen auf das gesamte Jahr be-

zogen zu einer Lohnsteuergutschrift. 

• Berücksichtigung von Absetzbeträgen wie Familienbonus Plus, Alleinverdiener-/Alleinerzieherab-

setzbetrag, Unterhaltsabsetzbetrag, erhöhter Verkehrsabsetzbetrag, SV-Rückerstattung („Negativ-

steuer“), die nun bei der Berechnung der Jahreslohnsteuer einfließen. 

• Zu den Werbungskosten zählen unter anderem auch das Pendlerpauschale, das Homeoffice-Pau-

schale und Ausgaben für ergonomisch geeignetes Mobiliar.  

- Die Berücksichtigung des Pendlerpauschales (Formular L 34 EDV) erfolgt entweder über die lau-

fende Lohnverrechnung oder im Wege der Arbeitnehmerveranlagung, wobei der Arbeitnehmer an 

mindestens 11 Tagen im Kalendermonat von der Wohnung zur Arbeitsstätte fahren muss. Bei weni-

ger Fahrten kommt es zu einer Aliquotierung. 

Hinweis: entfällt der Arbeitsweg im Jahr 2021 wegen Covid-19-bedingter Kurzarbeit, Dienstverhin-

derung oder Homeoffice-Tätigkeit, kommt es zu keiner Aliquotierung oder Streichung. Dies gilt 

nicht für den Zeitraum 1.7.-31.10.2021. 

- Das Homeoffice-Pauschale steht mit max € 300 für 100 Homeoffice-Tag pro Kalenderjahr zu. So-

weit das nicht steuerbare Homeoffice-Pauschale des Arbeitgebers den Höchstbetrag von € 3 pro 

Tag nicht erreicht, kann der Arbeitnehmer die Differenz als Werbungskosten geltend machen. 
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- Ausgaben für ergonomisch geeignetes Mobiliar (Schreibtisch, Drehstuhl, Beleuchtung) für 

einen in der Wohnung eingerichteten Arbeitsplatz können ohne Anrechnung auf das Wer-

bungskostenpauschale bis zu € 300 pro Kalenderjahr geltend gemacht werden. Ein Über-

schreitungsbetrag kann innerhalb des Höchstbetrages jeweils im Folgejahr bis 2023 geltend ge-

macht werden. Es ist keine Afa anzusetzen. Voraussetzung ist, dass zumindest 26 Homeoffice-Tage 

im Jahr geleistet werden. 

- Hinweis: Ein Teilbetrag von maximal € 150 kann schon rückwirkend für das Jahr 2020 geltend ge-

macht werden. In diesem Fall vermindert sich im Jahr 2021 der Höchstbetrag von € 300 um den 

bereits für das Jahr 2020 geltend gemachten Anteil. Das heißt, dass für die Jahre 2020 und 2021 

gemeinsam maximal € 300 für ergonomisches Mobiliar geltend gemacht werden können. 

• Sonderausgaben für Kirchenbeitrag, Spenden, Stiftungszuwendungen und Beiträge zur freiwilligen 

Weiterversicherung und Nachkauf von Versicherungszeiten werden automatisch auf Grundlage der 

elektronischen Datenübermittlung und bis zum zulässigen Höchstbetrag berücksichtigt. Zahlungen für 

Renten und dauernde Belastungen (Kaufpreis- und Versorgungsrente) und Steuerberatungskosten 

sind gesondert im Rahmen der Veranlagung geltend zu machen. Weitere Sonderausgaben (zB freiwil-

lige Kranken- oder Unfallversicherung, Ausgaben zur Wohnraumschaffung oder -sanierung) sind ab 

2021 steuerlich nicht mehr absetzbar. 

• Kosten, die außergewöhnlich und zwangsläufig erwachsen sowie die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

wesentlich beeinträchtigen, können als außergewöhnliche Belastung steuerlich abgesetzt werden. 

Dabei wird abhängig vom Gesamteinkommen gestaffelt bis € 36.400 ein Selbstbehalt von 6% bis zu 

12% abgezogen. Als Beispiele können angeführt werden: Kosten für die Behandlung von Krankheiten, 

Rehabilitation– und Kurkosten. Für außergewöhnliche Belastungen in Zusammenhang mit der auswär-

tigen Berufsausbildung von Kindern (pauschal € 110 pro Monat; Formular L1k), Katastrophenschäden 

oder Behinderungen ab 25% (zB Pflegekosten für eine 24h-Betreuung) wird kein Selbstbehalt abgezo-

gen.  

3.4 ANTRAGSLOSE VERANLAGUNG 

Sie brauchen nichts tun, das Finanzamt wird für Sie tätig. Wenn Sie ausschließlich lohnsteuerpflichtige 

Einkünfte bezogen und bis Ende Juni keine Erklärung eingereicht haben, ist aufgrund der Aktenlage im 

Falle einer Steuergutschrift die Veranlagung durchzuführen. Es bleibt Ihnen unbenommen binnen 5 Jah-

ren trotzdem eine Abgabenerklärung abzugeben. Diese hebt die antragslose Veranlagung auf. 

 

 

4. UPDATE CORONA-UNTERSTÜTZUNGEN 2022  

Am 31.3.2022 endeten die Antragsfristen für den Fixkostenzuschusses 800.000 sowie den Verlustersatz I, 

nachdem die ursprüngliche Antragsfrist 31.12.2021 um 3 Monate verlängert worden war. Auch weiterhin 

kommt es aber für bestehende Zuschussinstrumente zu Anpassungen und Klarstellungen, welche Eingang 

in die jeweiligen Verordnungen und FAQs finden. Von besonderer Relevanz für die Unternehmer bzw. 

Antragsteller ist die am 15.3.2022 und 16.3.2022 in den Verordnungen ergänzte potenzielle Zuschuss-

kürzung in Zusammenhang mit Bestandszinsen (Miet- & Pachtaufwendungen), die auf Zeiträume be-

hördlicher Betretungsverbote entfallen. 

4.1 Zuschüsse auf Bestandszinsen in Zeiträumen behördlicher Betretungsverbote 

Wie bereits in unserer letzten Ausgabe informiert, wurde anlässlich erster höchstgerichtlicher Entscheidun-

gen zu Mietzahlungen für Zeiträume behördlicher Betretungsverbote Ende des Jahres 2021 das ABBAG-

Gesetz geändert und erste Rahmenbedingungen für mögliche Rückforderungen von Zuschüssen, welche 

auf Bestandszinsen während des Zeitraums behördlicher Betretungsverbote beruhen, geschaffen. Rück-

forderungen haben demnach insoweit zu erfolgen, als die betragliche Grenze von € 12.500 pro Kalen-

dermonat und begünstigtem Unternehmen überschritten wurde und das Bestandsobjekt infolge 

des behördlichen Betretungsverbotes tatsächlich nicht nutzbar war. Die betragliche Grenze bezieht 

sich hierbei auf den jeweiligen Zuschussbetrag und gilt nur für jene Anträge, die vor dem 31.12.2021 
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gestellt wurden. Rückforderungen haben nur insoweit zu erfolgen, als das begünstigte Unternehmen be-

zahlte Bestandszinsen nachträglich zurückerhält. 

 

4.2 Ausfallsbonus III 

Die Verordnung zum Ausfallsbonus III wurde am 15.3.2022 geändert und die Verpflichtung des Antragstel-

lers zur Beschränkung der Bonuszahlungen an Vorstände oder Geschäftsführer von bisher 31.12.2021 bis 

zum 30.6.2022 verlängert. Ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Richtlinien bis zum 30.6.2022 dürfen 

vom antragstellenden Unternehmen keine Bonuszahlungen an Vorstände oder Geschäftsführer in Höhe 

von mehr als 50% ihrer Bonuszahlung für das Wirtschaftsjahr 2019 ausgezahlt werden. 

 

 

5. GEWINNAUSSCHÜTTUNG UND GSVG-PFLICHT  

Gewinnausschüttungen an Gesellschafter-Geschäftsführer (GesGF) einer GmbH unterliegen seit 

jeher der Beitragspflicht nach dem GSVG, sofern aufgrund dieser Tätigkeit nicht schon eine ASVG-

Pflichtversicherung vorlag. Seit Jänner 2016 müssen Ausschüttungen an GSVG-pflichtige GesGF einer 

GmbH auch verpflichtend bei der Kapitalertragssteueranmeldung (KESt-Anmeldung) angegeben werden. 

Bis Februar 2020 gab es jedoch keine Rechtsgrundlage für die Durchführung des Datenaustauschs 

zwischen den Finanzbehörden und der Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen (SVS). 

5.1 Datenaustausch 

Auf Verordnungsbasis sollten seither folgende Daten aus der KESt-Anmeldung der SVS elektronisch zur 

Verfügung gestellt werden:  

• Sozialversicherungsnummer des GSVG-pflichtigen GesGF 

• Name des GSVG-pflichtigen GesGF 

• Bruttobetrag der Gewinnausschüttung  

Aufgrund eines technischen Fehlers konnte die Übermittlung der Daten aber schließlich erst Ende 

2021 tatsächlich aufgenommen werden. Nunmehr ist die SVS auch faktisch in der Lage, für zuge-

flossene Gewinnausschüttungen die entsprechenden Sozialversicherungsbeträge den GesGF vor-

zuschreiben. Dies gilt rückwirkend für Gewinnausschüttungen, die seit 1.1.2019 zugeflossen sind. 

 
 

6. SPLITTER 

6.1 Mietrecht – Erhöhung des Richtwertmietzinses und der Kategoriebeträge 

Die mit 1.4.2021 gesetzlich vorgesehene und auf Grund der Corona-Pandemie verschobene Wertanpas-

sung der Richtwerte und Kategoriebeträge wurde nun vom Gesetzgeber am 31.3.2022 durchgeführt. 

Für Mieter in einer Wohnung, die dem Vollanwendungsbereich des MRG unterliegt, gelten künftig folgende 

Richtwerte in (€/m²): 

 

 Bgld Ktn NÖ OÖ Sbg Stmk Tirol Vbg Wien 

Richtwert/m²  5,61 7,20 6,31 6,66 8,50 8,49 7,50 9,44 6,15 

 

Die seit dem 1.4.2022 gültigen Kategoriebeträge (€/m²) können Sie folgender Liste entnehmen: 

 Kategorie A Kategorie B Kategorie C Kategorie D  Kategorie D 

unbrauchbar 

Betrag/m²  3,80 2,85 1,90 1,90 0,95 

 

Bei aufrechten Mietverträgen wird die Anhebung des Kategoriemietzinses frühestens ab 1.5.2022 mög-

lich sein. Dafür sind folgende Voraussetzungen notwendig: 

✓ Vertragliche Wertsicherungsvereinbarung. 

✓ Ein Erhöhungsbegehren muss schriftlich erfolgen und nach dem 1.4.2022 abgesendet werden. 
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✓ Das Schreiben muss spätestens 14 Tage vor dem Fälligkeitstermin beim Mieter einlangen (E-Mail 

oder Fax ist ausreichend). 

✓ Langt das Begehren zu spät ein, ist die Anhebung erst zum nächsten Fälligkeitstermin möglich. 

 

Hinweis: Gemäß § 2 Abs 1 Sachbezugswerteverordnung ist für kostenlos oder verbilligt an Arbeitnehmer 

zur Verfügung gestellten Wohnraum der Richtwert vom 31.10. des Vorjahres als Sachbezug anzusetzen. 

Die neuen Richtwerte sind daher ab 1.1.2023 bei der Ermittlung der Sachbezugswerte anzusetzen. 

 

7. HÖCHSTGERICHTLICHE ENTSCHEIDUNGEN  

• OGH: Gänzliche Unbrauchbarkeit des Bestandsobjekts trotz Möglichkeit von Take-away bzw 

Lieferservices in der Gastwirtschaft?: 

Im vorliegenden Fall hat der OGH trotz der Tatsache, dass der Lokalbetreiber weder Take-away noch 

einen Lieferservice angeboten hat, eine teilweise Nutzbarkeit des Geschäftslokals grundsätzlich be-

jaht. Die Unbenützbarkeit eines Bestandsobjekt wird anhand eines objektiven Maßstabs beurteilt, die 

eine gänzliche Unbenützbarkeit ausschließt, sofern die Möglichkeit besteht, einen Teil des Objekts zu 

nutzen. Siehe dazu ausführlich den Beitrag „Update Corona-Unterstützungen 2022“. 

• VwGH: Abtretung eines Anteils an einer grundstückshaltenden KG kann ImmoESt auslösen: 

Werden Anteile an einer grundstückshaltenden KG abgetreten, so wird auf Grund des Durchgriffsprin-

zips dies als (anteilige) Übertragung des Grundstücks angesehen. Wird ein Kommanditanteil an 

einer grundstückshaltenden KG, welcher im Privatvermögen gehalten wird, veräußert, so löst 

dies Immobilienertragsteuer aus. 

 

• VwGH: Die UID-Nummern beim Dreiecksgeschäft: Im vorliegenden Fall hat eine in der Schweiz 

ansässige GmbH Rohöl aus Italien nach Slowenien verkauft und direkt versendet. Die Schweizer 

GmbH verfügt neben einer österreichischen UID-Nummer, die beim vorliegenden Dreiecksgeschäft 

verwendet wurde, auch über eine slowenische UID-Nummer. Das bloße Vorhandensein einer slo-

wenischen UID-Nummer ist für ein ordnungsgemäßes Dreiecksgeschäft nicht schädlich, da es 

lediglich relevant ist, welche UID-Nummer tatsächlich verwendet wird. 

 
 

8. TERMINE APRIL BIS JUNI 2022 

Folgende Terminübersicht zum besseren Überblick der im 2. Quartal 2022 anstehenden Fristen und Ter-

mine. 

 

APRIL 2022 

30.4.2022: Die Meldung der EU-OSS-Umsätze hat nach Ablauf des 1.Quartals 2022 binnen Monatsfrist 

zu erfolgen. Die Zahlung der angefallenen Umsatzsteuern hat bis 30.4.2022 auf ein eigenes 

von der Finanzverwaltung eingerichtetes Steuerkonto zu erfolgen. Sollten in einem Quartal 

keine Umsätze getätigt worden sein, ist eine Nullmeldung abzugeben. 

30.4.2022: Einreichung der Steuerklärungen 2021 in Papierform 

 

MAI 2022 

2.5.2022: Antrag auf Gewährung eines Härtefallfonds der Phase 4 für Zeiträume bis zum 31.3.2022  

9.5.2022: Antrag auf Gewährung des Ausfallsbonus III für den Kalendermonat Jänner 2022 

 

JUNI 2022 

9.6.2022: Antrag auf Gewährung des Ausfallsbonus III für den Kalendermonat Februar 2022 

30.6.2022: Einreichung der Steuerklärungen 2021 via FinanzOnline 

30.6.2022: Beantragung der 2. Tranche des Verlustersatzes II (Zeitraum Juli bis Dezember 2021) 

30.6.2022: Vorsteuererstattung bei Drittlandsbezug 
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Ausländische Unternehmer, die ihren Sitz außerhalb der EU haben, können noch bis 30.6.2022 

einen Antrag auf Rückerstattung österreichischer Vorsteuern 2021 stellen. Belege über die ent-

richtete Einfuhrumsatzsteuer und sämtliche Rechnungen sind im Original dem Antrag beizule-

gen. Die Frist ist nicht verlängerbar! Auch im umgekehrten Fall, nämlich für Vorsteuerver-

gütungen österreichischer Unternehmer im Drittland (zB Serbien, Schweiz, Norwegen), 

endet am 30.6.2022 die Frist für Vergütungsanträge des Jahres 2021. 

 


